
 

 
 

 
Beschlussauszug 

aus der 
Sitzung des Stadtrates  

vom 11.05.2023 

 
Top 6 Frühzeitige Beteiligung zum Bebauungsplan Nr. Ro 38.03 "Industrie- und 

Technologiepark Rohrbach Süd II" in St. Ingbert-Rohrbach 
 
Beschluss: 

1. Die beigefügten Planunterlagen zum Bebauungsplan Nr. Ro 38.03 "Industrie- und Technolo-
giepark Rohrbach Süd II", bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen und 
der Begründung, werden als Vorentwurf gebilligt. Die Anlagen 1 und 2 sind Teil des Beschlusses. 
 
2. Für den Bebauungsplan Nr. Ro 38.03 "Industrie- und Technologiepark Rohrbach Süd II"“ wer-
den die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB und 
die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) 
BauGB sowie die Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 (2) BauGB beschlossen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen 
39 0 0 
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MITTELSTADT ST. INGBERT 

 

Bebauungsplan  

RO 38.03 „Industriegebiet Technologiepark Rohrbach Süd II“ 

 

 
Quelle: www.openstreetmap.de, ohne Maßstab, genordet 

 
Begründung 

 
Stand: 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 
BauGB 

 

 
 
Bearbeitet für die Mittelstadt St. Ingbert  
Völklingen, im April 2023 
  

PLANGEBIET 
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1 VORBEMERKUNGEN / ZIEL DER PLANUNG 
Ziel und Anlass 

der Planung Gemäß § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB hat die Gemeinde die Bauleitpläne aufzustellen, 

sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforder-

lich ist. Im vorliegenden Fall ergibt sich die Erforderlichkeit aus der Planungsab-

sicht zur Sicherung eines der wenigen letzten historisch geprägten Industriege-

biete in der Stadt St. Ingbert unter der Berücksichtigung unterschiedlicher pla-

nungsrechtlicher Herausforderungen.  

 Ziel des Bebauungsplanes ist es sowohl die Bestandsnutzungen planungsrecht-

lich abzubilden, als auch die Gebietstypen hinsichtlich möglicher Neuansiedlun-

gen und Nutzungsänderungen plangebietsintern effektiver zu gliedern. Des Wei-

teren ist vorgesehen Problembereiche bezüglich der internen verkehrlichen Er-

schließung zu adressieren als auch aktuellen Anforderungen an den Natur- und 

Klimaschutz in einem mit den Entwicklungsabsichten für ein Industrie- und Ge-

werbepark verträglichen Maß gerecht zu werden. 

 Das Plangebiet befindet sich am südlichen Ende des Stadtteils Rohrbach zwi-

schen Bahntrasse und BAB6 und hat eine Größe von ca. 22 ha. 

Verfahren Der Rat der Mittelstadt St. Ingbert hat den Beschluss zur Aufstellung des Bebau-

ungsplans RO 38.03 „Industrie- und Technologiepark Rohrbach Süd II“ gem. § 2 

Abs. 1 BauGB gefasst. 

Der Bebauungsplan wird im regulären Verfahren mit allen dafür erforderlichen 

Verfahrensschritten durchgeführt.  

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, über 

die Ziele und Zwecke der Planung frühzeitig zu unterrichten und zur Äußerung 

auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Um-

weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufzufordern. Gleiches gilt für die frühzeitige 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB.  

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB i.V. m. § 17 UVPG ist im Aufstellungsverfah-

ren zu Bauleitplänen eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussicht-

lichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und beschrieben werden. Der 

Umweltbericht wird im Nachgang zur frühzeitigen Beteiligungsschiene erstellt. 

Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) gem. § 44 BNatSchG wurde 

bereits durchgeführt, deren Ergebnis dem Anhang dieser Begründung zu entneh-

men ist. 

Des Weiteren ist vorgesehen ein Schallschutzgutachten zu erstellen. Dieses wird 

ebenfalls im Nachgang zur frühzeitigen Beteiligung den Planunterlagen ergänzt. 

Bearbeitung Die agstaUMWELT GmbH, Arbeitsgruppe Stadt- und Umweltplanung, Saarbrü-

cker Straße 178, 66333 Völklingen, wurde mit der Erarbeitung des Bebauungs-

planes beauftragt. 
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2 LAGE IM RAUM 

 Lage im Raum Das Plangebiet befindet sich am südlichen Ende des Stadtteils Rohrbach zwi-

schen der BAB6 im Süden und der Bahntrasse im Norden. Im Westen befinden 

sich weitere gewerbliche Nutzungen, im Osten z.T. Wohnbebauung und z.T. Ge-

werbenutzungen. Die rund 22 ha große Fläche in der Gemarkung Rohrbach um-

fasst folgende Flurstücke in der Gemarkung Rohrbach (kommunale Flurstücke 

markiert): 

   

Teile d. Flurstücks 

502/2 

 

512/6 

512/7 

 

Teile d. Flurstücks 

513/6 

 

515/6 

 

516/5 

 

517/16 

517/17 

517/18 

517/19 

Teile d. Flurstücks 

517/20 

 

519/2 

519/5 

519/6 

519/14 

 

531/1 

 

Teile d. Flurstücks 

532 

 

Teile d. Flurstücks 

533 

 

538/2 

 

539/3 

539/4 

 

547/14 

547/17 

 

570/21 

570/27 

570/28 

582/2 

582/9 

 

959/26 

959/37 

959/40 

959/49 

959/50 

 

960 

 

974/16 

974/17 

974/18 

974/24 

974/27 

974/30 

974/31 

974/35 

974/37 

974/43 

974/44 

974/45 

974/46 

974/47 

974/48 

974/50 

974/54 

974/56 

974/57 

974/58 

974/59 

974/63 

974/65 

974/67 

974/69 

974/70 

974/71 

974/72 

974/73 

974/74 

974/75 

974/76 

974/81 

974/83 

974/84 

974/85 

974/86 

974/91 

974/92 

974/93 

974/94 

974/95 

974/96 

974/97 

974/98 

974/99 

974/100 

974/101 

974/102 

974/103 

974/104 

974/105 

974/106 

974/112 

974/113 

974/114 

974/115 

 

978 

978/2 

978/11 

978/12 

978/14 

978/15 

978/16 

 

979/12 

979/29 

979/30 

979/94 

979/95 

979/97 

979/98 

979/99 

979/100 

979/102 

979/103 

979/104 

979/105 

979/107 

979/108 

979/109 

979/110 

979/114 

979/115 

979/116 

979/117 

979/118 

979/119 

979/120 

979/121 

979/122 

 

 

 

Die Flächen des Geltungsbereiches sind wie obenstehender Auflistung zu ent-

nehmen überwiegend in privater Hand.  
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Der räumliche Geltungsbereich der vorliegenden Bauleitplanung ist der untenste-

henden Abbildung zu entnehmen.  

 
Abgrenzung des Geltungsbereiches einschl. interner Erschließung, genordet, ohne Maßstab 

Erschließung Die Flächen sind über das bestehende Straßenverkehrsnetz im Umfeld des Plan-

gebietes (Hasseler Straße, Parallelstraße, Alfred-Lippmann-Straße) bereits voll-

umfänglich an das örtliche Straßennetz angeschlossen.  

 

Die interne Erschließung erfolgt über die Güterbahnhofstraße, die Kahlenberg-

straße, die Ernst-Heckel-Straße sowie die Hans-Wilhelmi-Straße, die sich alle 

vollständig im Plangebiet befinden. Sowohl die Kahlenbergstraße als auch die 

Ernst-Heckel-Straße sind an zwei Stellen abgebunden und führen als Privatstra-

ßen auf die jeweiligen Firmengelände. Der sich in Aufstellung befindende Bebau-

ungsplan „BP RO 38 Gewerbegebiet Heckelvilla“ setzt eine öffentliche Verkehrs-

fläche als Verbindung zwischen Hans-Wilhelmi-Straße und Ernst-Heckel-Straße 

fest und schafft eine Verbindung zwischen östlichem und westlichem Teil des 

vorliegenden Geltungsbereiches  

 

Ein Anschluss an das überörtliche Straßennetz ist durch die sich westlich des 

Plangebietes befindende Anschlussstelle der A6 gegeben, die über die Parallel-

straße sowie den sog. „Gourmetkreisel“ zu erreichen ist. 

 

Es befinden sich zwei Bushaltestellen an der Hasseler-Straße östlich des Plan-

gebietes. Innerhalb des Plangebietes sowie südlich an der Parallelstraße sind 

keine Bushaltestellen vorhanden. Der Bahnhof Rohrbach (Saar) befindet sich un-

mittelbar nördlich der angrenzenden Bahngleise und ist über eine Unterführung 

an der Ecke Kahlenbergstraße, Güterbahnhofstraße zu erreichen. 
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Im Süden des Plangebietes verbindet ein Fußweg die Kahlenbergstraße mit der 

Parallelstraße. 

 

Hinsichtlich der technischen Erschließung ist das Plangebiet bereits an die öf-

fentlichen Ver- und Entsorgungsanlagen angeschlossen. Das Plangebiet wird so-

wohl im Trenn- als auch im Mischsystem entwässert. Die Erweiterung des Trenn-

systems ist langfristig vorgesehen. 

 

3 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 

LEP Umwelt Gem. des Landesentwicklungsplans (LEP) Teilabschnitt Umwelt vom 13. Juli 

2004 befindet sich der Geltungsbereich innerhalb eines Vorranggebietes für den 

Grundwasserschutz (VW) sowie innerhalb eines Vorranggebietes für Gewerbe, 

Industrie und Dienstleistungen (VG) 

 Gem. Ziel 70 des LEP dienen VG „der Sicherung und Schaffung von Dienstleis-

tungs- und Produktionsstätten und den damit verbundenen Arbeitsplätzen. In VG 

sind Betriebe des industriell-produzierenden Sektors, des gewerblichen Berei-

ches sowie des wirtschaftsorientierten Dienstleistungsgewerbes zulässig. Daher 

sind in VG in größtmöglichem Umfang gewerbliche Bauflächen, Industrie- oder 

Gewerbegebiete bzw. Dienstleistungs-, Technologieparks oder Gründerzentren 

auszuweisen. Die Ansiedlung aller Formen des Einzelhandels mit mehr als 700 

m2 Verkaufsfläche sowie alle den v. g. Zielsetzungen entgegenstehende Nutzun-

gen sind in VG nicht zulässig.“ 

 Eine entsprechende Berücksichtigung erfolgt in den Festsetzungen zur Art der 

baulichen Nutzung. 

 In Ziel 73 wird überdies ausgeführt: „Überlagern sich Vorranggebiete für Ge-

werbe, Industrie und Dienstleistungen (VG) mit Vorranggebieten für Grundwas-

serschutz (VW), sind bauliche Planungen und Maßnahmen innerhalb der Was-

serschutzzone I unzulässig. In den Wasserschutzzonen II und III sind Erschlie-

ßungs- und Ansiedlungsmaßnahmen auf die Erfordernisse des Grundwasser-

schutzes auszurichten.“ 

Gem. Ziel 56 des LEP sind „Vorranggebiete für Grundwasserschutz (VW) als 

Wasserschutzgebiete festzusetzen. In VW ist das Grundwasser im Interesse der 

öffentlichen Wasserversorgung vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen. Ein-

griffe in Deckschichten sind zu vermeiden. Soweit nachteilige Einwirkungen 

durch unabweisbare Bau- und Infrastrukturmaßnahmen zu befürchten sind, für 

die keine vertretbaren Standortalternativen bestehen, ist durch Auflagen sicher-

zustellen, dass eine Beeinträchtigung der Trinkwasserversorgung nicht eintritt. 

Die Förderung von Grundwasser ist unter Berücksichtigung einer nachhaltigen 

Nutzung auf das notwendige Maß zu beschränken, d.h. die Entnahme des Was-

sers soll an der Regenerationsfähigkeit ausgerichtet werden.“ 

 Eine Festsetzung als Trinkwasserschutzgebiet („WSG St. Ingbert“) ist zwischen-

zeitlich zugunsten der Stadtwerke St. Ingbert erfolgt. Das Plangebiet befindet 

sich in Zone III (s.u.).  

 Die Vorgaben der Wasserschutzgebietsverordnung werden nachrichtlich in den 

Bebauungsplan aufgenommen.  
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 Der LEP enthält damit keine grundsätzlich der Planung entgegenstehenden Aus-

sagen und Ziele. 

LEP Siedlung Gemäß LEP - Teilabschnitt „Siedlung“ vom 04. Juli 2006 befindet sich das Plan-

gebiet innerhalb des mittelzentralen Verflechtungsbereichs der Stadt St. Ingbert 

innerhalb der Kernzone des Verdichtungsraumes.  

 Es ergeben sich keine Zielkonflikte mit den Vorgaben des LEP – Teilabschnitt 

Siedlung. 

FNP Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan 

zu entwickeln. Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Mittelstadt St. Ing-

bert stellt für das Plangebiet gewerbliche Bauflächen dar.  

 Die vorliegende Planung kann somit aus dem FNP entwickelt werden.  

 
Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan, genordet, ohne Maßstab 

Vergnügungs- 

stättenkonzept Im Vergnügungsstättenkonzept der Stadt St. Ingbert vom 17.05.2018 wurde die 

stadtteilbezogene Verträglichkeit von Vergnügungsstätten untersucht. Für das 

Plangebiet und dessen direkten Umfeld kommt das Konzept zu dem Schluss: 

„Für die am Stadtteilrand gelegenen Gewerbestrukturen wird eine grundlegende 

Zulässigkeit von Vergnügungsstätten der Kategorie A deklariert, da die Störemp-

findlichkeit gegenüber bestehender Nutzungen als gering einzustufen ist. Die Zu-

lässigkeit von Vergnügungsstätten der Kategorie B soll im Einzelfall entschieden 

werden.“1 

 Folgende Nutzungen sind gem. der Konzeption zulässig (Kategorie A): Cafés, 

Nacht und Tanzbars, Spiel und Automatenhallen, Spielkasinos, Spielbanken 

 
1 FIRU, Vergnügungsstättenkonzeption der Stadt St. Ingbert, S. 39. 
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Wettbüros,  

Folgende Nutzungen der Kategorie A sollten aufgrund Ihres Störgrades und po-

tentiell negativer Auswirkungen auf das Umfeld ausgeschlossen werden: Tanz-

lokale Tanz Varietés, Striptease und Table Dance Lokale, Swinger Clubs, Sex 

Kinos und Lokale mit Videokabinen zur Vorführung von Filmdarbietungen mit se-

xuellem Charakter. 

 Für folgende Nutzungen sollte aufgrund des Immissionsschutzes und der ver-

kehrlichen Verträglichkeit im Einzelfall entschieden werden (Kategorie B):  Dis-

kotheken und Nachtlokale mit kulturellem Schwerpunkt. 

 Der Bereich des Plangebietes an der Güterbahnhofstraße ist nicht Teil der im 

Vergnügungsstättenkonzept aufgeführten Zulässigkeitsbereiche.  

  

Einzelhandelskonzept Das Einzelhandelskonzept der Stadt St. Ingbert2 gibt Vorgaben zur Entwicklung 

und Ansiedlung des Einzelhandels im Stadtgebiet. Maßgeblich für die Steuerung 

der Zulässigkeiten ist die Abgrenzung von zentralen Versorgungsbereichen. Das 

Plangebiet liegt nicht innerhalb eines zentralen Versorgungsbereiches weswe-

gen folgende Sortimente gem. der „St. Ingberter Liste“ (Auszug) unzulässig sind: 

• Lebensmittel- und Reformwaren 

• Gesundheits- und Körperpflege 

• restlicher kurzfristiger Bedarf (Unterhaltungszeitschriften, Zeitungen, Blumen, Pflan-

zen, Sämereien) 

• Gesundheits- und Körperpflege 

• Bekleidung, Wäsche 

• Schuhe, Lederwaren 

• etc. (Ergänzung im Rahmen der Festsetzung der Art der baulichen Nutzung) 

Des Weiteren formuliert das Einzelhandelskonzept für das Plangebiet folgende 

Vorgabe: 

„In den Gewerbegebietslagen, die vorrangig für das Produzierende Ge-

werbe/Handwerk vorgesehen sind, sollte ein genereller Ausschluss von Einzel-

handelsbetrieben erfolgen. Ausnahmen können für Werksverkäufe von in GE-

Standorten ansässigen Unternehmen des produzierenden Gewerbes bis zu einer 

bestimmten Verkaufsflächenobergrenze (bspw. 100 qm) vorgenommen werden.“ 

Es erfolgt eine entsprechende Berücksichtigung innerhalb der Festsetzungen. 

Bestehende  

Bebauungspläne Angrenzend an den Geltungsbereich grenzen im Wesentlichen 3 Bebauungs-

pläne an, deren Vorgaben zum Teil bei der vorliegenden Planung berücksichtigt 

werden müssen. 

• Bebauungsplan RO 1 „Königswiesen“: Festsetzung eines Reinen Wohnge-

bietes. Die Wohnbebauung entlang der Kahler Allee befindet sich ausge-

hend vom vorliegenden Plangebiet jenseits der Bahntrasse und ist 

 
2 CIMA Beratung + Management GmbH, Einzelhandelskonzeption St. Ingbert, 2009 
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entsprechend schalltechnisch vorgeprägt. Daher wird eine Berücksichtigung 

im Schallschutzgutachten erfolgen. 

• Bebauungsplan RO 38/1 „Gebiet zwischen Hasseler Str. und Kahlenberg-

straße“: Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes. Hier wird es eben-

falls zu einer Berücksichtigung im Rahmen des Schallschutzgutachtens 

kommen. 

• BP RO 38 „Gewerbegebiet Heckelvilla“: Festsetzung einer öffentlichen Ver-

kehrsfläche als Verbindung zwischen der Hans-Wilhelmi-Straße und der 

Ernst-Heckel-Straße sowie eine Festsetzung zum Erhalt von Gehölzbestän-

den im Süden des Plangebietes. Für die Fläche ist zudem angedacht eine 

Kindertagesstätte zu errichten. Eine entsprechende Berücksichtigung im 

Hinblick auf dahingehend verträgliche Nutzungen im Umfeld erfolgen im 

Rahmen der Festsetzungen der vorliegenden Planung. 

 
Geltungsbereich einschl. angrenzender Bebauungspläne, genordet, ohne Maßstab 

 
Wasserschutzgebiet Das Plangebiet befindet sich in der Schutzzone III des Wasserschutzgebietes 

„WSG St. Ingbert“ Gem. § 3 Abs. 1 der Wasserschutzgebietsverordnung vom 
23.01.1992 sind u.a. folgende Nutzungen verboten:  

• Wohnsiedlungen, Gewerbebetriebe, wenn das Abwasser nicht vollständig 

aus Zone III hinausgeleitet wird 

• Lagerplätze für Autowracks und Kraftfahrzeugschrott 

• Betriebe mit Verwendung wassergefährdender Stoffe 

• Versickerung von Abwasser 

Die Wasserschutzgebietsverordnung wird nachrichtlich in den Bebauungsplan 
übernommen. 

3 BESTANDSSITUATION 

Aufgrund der Größe und des Zuschnitts des Plangebietes, der bestehenden Nut-

zungen sowie den vorangegangen beschriebenen übergeordneten 

BP RO1 

BP RO38 
BP RO38/1 
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Planungsvorgaben ist es sinnvoll das Plangebiet sowohl zur Beschreibung der 

Bestandssituation als auch im Hinblick auf die planungsrechtlichen Festsetzun-

gen in mehrere Teilbereiche zu untergliedern.  

 
 

Die Bestandssituation und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für die 

Planung sind in folgender Tabelle zusammengefasst.  

 

Themenbereich Kurzbeschreibung Handlungsbedarf im Rahmen des 

Bebauungsplanverfahrens 

Vorhandene Nutzung Das Plangebiet ist bereits fast vollständig bebaut und 

versiegelt sowie im Bestand im laufenden Betrieb.  

Teilbereich 1 ist insbesondere von den ehemals voll-

umfänglich industriell genutzten Betriebshallen ge-

prägt. Aktuelle Nutzungen umfassen Hallen und Frei-

flächen für Lager und Logistik, eine Autowerkstatt so-

wie industrielle Großhandelsbetriebe als auch ein IT-

Unternehmen. Einzelne Gebäude sind in Teilen leer-

stehend bzw. mindergenutzt. Die im Westen vorhan-

dene weitläufige Abstellfläche sowie die vereinzelt vor-

handenen Freiflächen besitzen Nachverdichtungspo-

tential. 

In Teilbereich 2 ist eher als klassischer Gewerbepark 

zu werten und von einem deutlich neuerem Gebäude-

bestand als Teilbereich 1 geprägt. Aktuelle Nutzungen 

umfassen mehrere Großhandel (Sanitär, Verpackun-

gen, Filter, Baustoffe) sowie IT-Betriebe als auch einen 

Einzelhandel für Aquaristik- und Jagdbedarf. Die anth-

ropogen überprägten Freiflächen werden hauptsäch-

lich bereits als Parkplatz genutzt. Eine baulich bislang 

nicht in Anspruch genommene Nachverdichtungspo-

tentialfläche befindet sich im Osten des Teilbereichs. 

In Teilbereich 3 befindet sich der verhältnismäßig 

größte Freiflächenbestand an Lager- und Abstellflä-

chen im Plangebiet. Aktuelle Nutzungen umfassen 

Entsprechende Berücksichtigung der 

Bestandsnutzungen bei der Art der 

baulichen Nutzungen. 

 

Aufnahme der Bestandsnutzungen 

als auch der Potentialflächen bei der 

Festlegung der überbaubaren 

Grundstücksfläche. 

 

Orientierung des Maßes der bauli-

chen Nutzung (GRZ, Höhen, etc.) am 

Bestand. 

 

Teilbereich 2 

Teilbereich 1 

Teilb. 4 

Teilb. 3 

Teilb. 5 
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einen Brennstoffhandel, ein Bauunternehmen sowie ei-

nen Entsorgungsbetrieb. Teilbereich 3 besitzt ein ho-

hes Maß an Nachverdichtungspotential. 

Der Gebäudebestand in Teilbereich 4 setzt sich haupt-

sächlich aus Bürogebäuden zusammen. Das Gebäude 

Im Osten der Teilfläche ist in Teilen leerstehend. An-

sässig ist auch eine Gastronomie. Prägnant ist das 8-

stöckige Bürogebäude einschließlich der vorgelagerten 

umfangreichen Parkplatzfläche im Südosten des Teil-

bereichs. Nachverdichtung ist hier nur bedingt möglich. 

Teilbereich 5 an der Güterbahnhofstraße ist räumlich 

ein wenig vom Rest des Plangebietes separiert und im 

Bestand teils von Leerstand geprägt. Im Westen des 

Teilbereiches ist ein Dienstleister angesiedelt. Auch 

hier besteht Nachverdichtungspotential auf minderge-

nutzten Abstellflächen. 

Topographie Das Plangebiet stellt sich als weitestgehend topogra-

phisch unbedenklich dar. Allein aufgrund der Größe 

kommt es in West-Ost-Richtung zu einem Abfall von 

ca. 6 Höhenmeter auf einer Länge von ca. 600m und 

in Süd-Nord-Richtung von ca. 14 Höhenmeter auf einer 

Länge von ca. 400m. Vereinzelt größere Höhenver-

sprünge sind zwischen der Parallelstraße und der der 

nördlich angrenzenden Flächen von bis zu 4m und ent-

lang der Güterbahnhofstraße von 8 Höhemetern vor-

handen. 

Berücksichtigung bei der Festset-

zung der Höhen baulicher Anlagen 

und der überbaubaren Grundstücks-

flächen. 

Umgebende Nutzun-

gen 

Östlich des Plangebietes befindet sich sowohl Wohn-

nutzung die im BP RO 38/1 als WA festgesetzt ist, als 

auch vereinzelt gewerbliche Nutzungen. Östlich der 

Güterbahnhofstraße verläuft die Hasseler Straße und 

es befinden sich ein größeres Regenrückhaltebecken 

sowie weitläufige gewerbliche Nutzungen. 

Südlich des Plangebietes verläuft die Parallelstraße. 

Hinter dieser befindet sich nach einer begrünten Bö-

schung und einem Höhenversatz von ca. 14m die 

BAB6 sowie ein Autobahnrastplatz. 

Westlich des Plangebietes befinden sich klassische ge-

werbliche Nutzungen entlang der Poensgen-und-Pfah-

ler-Straße sowie ein Regenrückhaltebecken. 

Nördlich des Plangebietes verläuft die Bahntrasse. 

Jenseits dieser befinde sich der Bahnhof von Rohrbach 

sowie ein im BP RO1 festgesetztes Reines Wohnge-

biet. 

Berücksichtigung der Verträglichkeit 
mit angrenzenden Nutzungen bei der 
Festsetzung der Art der baulichen 
Nutzung. 
 
Erstellung eines Schallschutzgutach-
tens zur Ermittlung immissions-
schutzrechtlicher Vorgaben. 
 
 

Geologie / Boden / Flä-

che 

Laut Bodenkarten des Landesamtes für Umwelt- und 

Arbeitsschutz sind die Böden des Plangebietes über-

wiegend für eine Versickerung des Niederschlagswas-

ser geeignet.   

Die Flächen innerhalb des Plangebietes sind größten-

teils versiegelt und damit bereits anthropogen über-

prägt. Die natürlichen Bodenfunktionen sind daher im 

Bestand bereits überwiegend nicht mehr gegeben. 

Vereinzelt sind Freiflächen, vor allem in Teilbereich 4, 

vorhanden, die bislang noch nicht baulich überprägt 

Berücksichtigung der Versickerungs-

eignung des Bodens bei den Festset-

zungen zum Umgang mit dem Nie-

derschlagswasser. 

 

Berücksichtigung bei der maximal zu 

versiegelnden Fläche (GRZ) der fest-

gesetzten Baugebiete sowie der 

grünordnerischen Festsetzungen 
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sind. Hinweis auf die fachgerechte Vorge-

hensweise beim Umgang mit dem 

Boden sowie auf den Schutz des 

Mutterbodens gem. § 202 BauGB. 

 

 

Wasser Es sind keine Oberflächengewässer innerhalb des 

Plangebietes oder angrenzend vorhanden.  

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Schutzzone 

III des Wasserschutzgebietes „WSG St. Ingbert“ 

 

/ 

 

Nachrichtliche Übernahme der 

Schutzbestimmungen der Wasser-

schutzgebietsverordnung. 

Klima Das Plangebiet trägt aufgrund seines hohen Versiege-

lungsgrades im Bestand weder überwiegend positiv 

zum Kleinklima bei, noch sind Kaltluftentstehungsge-

biete oder -abflussbahnen von der Planung betroffen.  

Entsprechend ökologisch orientier-

tere Festsetzungen zum Maß der 

baulichen Nutzung (GRZ) sowie 

grünordnerische Festsetzungen. 

 

Biotoptypen Das Plangebiet ist überwiegend versiegelt (asphaltiert 

oder mit Gebäuden bestanden).  

Größere Freiflächen in Teilbereich 1, 3 und 5 stellen 

sich als Schotterflächen dar. 

In Teilbereich 1, 2 und 5 finden sich in den Randstruk-

turen vereinzelt schmalere Gehölzstreifen. Zwischen 

Teilbereich 1 und 3 sowie im Süden von Teilbereich 2 

sind größere Gehölzbestande / Saumbereiche vorhan-

den. Der Südwesten von Teilbereich 4 ist verhältnismä-

ßig stark begrünt, Insbesondere der Bereich um das 

Bürogebäude im Südwesten ist von einem Gehölzbe-

reich mit Saumrand bestanden. In den Eingangsberei-

chen der Gebäude sind teilweise Rasenflächen vorhan-

den. 

 

Örtliche Überprüfung der vorhande-

nen Strukturen. 

Berücksichtigung im Rahmen der na-

turschutzfachlichen Ausgleichsbe-

wertung nach § 1a BauGB 

Entsprechende Festsetzungen zum 

Erhalt von Grünstrukturen, zur Redu-

zierung der Versiegelung und Begrü-

nung von Flächen und Dächern, An-

pflanzung von Gehölzen in Abhän-

gigkeit der Grundstücksfläche, etc. 

Fauna / Flora Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans wurde 

eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 

gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG durchgeführt (Anhang). 

Folgendes Ergebnis ist der saP zu entnehmen: Erheb-

liche Betroffenheit planungsrelevanter Arten ist auszu-

schließen. Potentielle Lebensraumstrukturen für • Fle-

dermäuse (Alte Gebäudestrukturen, evtl Höhlen-

bäume, Jagdhabitat auf Freiflächen), Avifauna (insb die 

Gehölzbereiche), Schmetterlinge (Saumbereiche), 

Reptilien (Holz und Metallabfälle, Saum und Gebü-

sche) 

 

Örtliche Überprüfung der vorhande-

nen Strukturen. 

Lebensraumpotenzialabschätzung 

innerhalb der saP. 

Aufnahme der in der saP vorgeschla-

genen Maßnahmen in die Festset-

zungen des Bebauungsplans. 

Schutzgebiete / 

-objekte 

Im Plangebiet befinden sich keine geschützten Biotope 

gem. § 30 BNatSchG.  

 

Naturschutzgebiete, Naturparks, Landschaftsschutz-

gebiete sowie geschützte Landschaftsbestandteile so-

wie Landschaftsdenkmale sind nicht von der Planung 

betroffen.  

 

Es sind darüber hinaus keine Gebiete des europäi-

schen Biotopverbundes, Natura 2000 Gebiete (FFH-

/ 

 

 

/ 

 

 

 

 

/ 
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Gebiete, Vogelschutzgebiete) von der Planung betrof-

fen.  

 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Entwick-

lungszone des Biosphärenreservates Bliesgau. 

 

 

 

 

Berücksichtigung der Nachhaltig-

keitsziele durch Aktualisierung grün-

ordnerischer und klimarelevanter 

Festsetzungen. 

Orts- und  

Landschaftsbild / Erho-

lung 

Das Orts- und Landschaftsbild ist hauptsächlich von 

den im und angrenzend an das Plangebiet vorhande-

nen Gewerbe- und Industriegebäuden geprägt. Dabei 

sind vor allem an den älteren Gebäudebeständen ma-

rode Fassaden vorhanden. Die teils weiträumig als Ab-

stell-/Lagerflächen für Container, Geräte, etc. genutz-

ten Freiflächen tragen ebenfalls nicht zu einer Aufwer-

tung des Ortsbildes bei. Die Bahntrasse (bis ca. 35m 

Breite) und die BAB 6 (einschl. der begrünten Bö-

schung) stellen räumliche Zäsuren dar, die das Plange-

biet stadtgestalterisch vom weitergehenden Umfeld se-

parieren. Die oben beschriebenen Grünstrukturen tra-

gen zu einer Auflockerung bei. 

Entsprechende Festsetzung zur Art 

der baulichen Nutzung (WR) sowie 

einer dem Umfeld verträglichen ma-

ximalen Höhenentwicklung der Ge-

bäude. Grünordnerische Festsetzun-

gen zum Anpflanzen und zum Erhalt. 

Altlasten Innerhalb des Plangebietes befinden sich mehrere Alt-

lasten- bzw. Altlastenverdachtsflächen. 

 

Entsprechende Kennzeichnung in 

der Planzeichnung. 

Denkmalschutz Kultur- und Bodendenkmäler sind innerhalb des Pla-

nungsraumes nicht bekannt. 

 

/ 

Störfallbetrieb (Seveso 

III) 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im weiteren Um-

feld keine Störfallbetriebe vorhanden. 

Im Falle einer Ansiedlung eines Störfallbetriebes im 

Umfeld sind die Bestimmungen der Störfallverordnung 

hinsichtlich Anlagengenehmigung, Verfahrensregelun-

gen und Sicherheitsanforderungen zu berücksichtigen. 

Angrenzende schutzwürdigen Nutzungen sind dann 

entsprechend zu berücksichtigen. 

/ 

 

/ 

 
Schallschutz Angrenzend an das Plangebiet befinden sich schutzwürdige Wohnnutzungen die 

bei der bauplanungsrechtlichen Steuerung des Plangebietes ihre Berücksichti-

gung finden müssen. Des Weiteren sind auch die Nutzungen innerhalb des Plan-

gebietes auf ihre Verträglichkeit mit der gewerblich- industriellen Prägung zu eva-

luieren. Zu diesem Zweck wird im Laufe des Verfahrens ein Schallschutzgutach-

ten erarbeitet werden.  
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4 PLANUNGSKONZEPTION UND FESTSETZUNGEN 

 
Konzept Die wesentliche Zielsetzung des Bebauungsplans liegt in der Herstellung der pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Steuerung der baulichen Entwicklung ei-

nes langjährig bestehenden Gewerbe- und Industriegebietes. Dazu sollen die 

Nutzungen innerhalb des Plangebietes möglichst konfliktfrei mit den angrenzen-

den Nutzungen (vor allem der angrenzenden Wohnbereiche) zusammengeführt 

werden. Daher ist vorgesehen mittels eines Schallschutzgutachtens bestehende 

Konflikte sowie zukünftige Konflikte zu identifizieren und mittels Schallschutzfest-

setzungen in die Planung mitaufzunehmen. Weiter Konfliktbereiche die im Rah-

men der Planung aufbereitet und für die zukünftige Entwicklung des Plangebietes 

berücksichtigt werden sollen sind die Themen Vergnügungsstätten, Einzelhan-

del, Altlasten und Grundwasserschutz. 

Gem. § 1a Abs. 2 BauGB ist vorgesehen Innenbereichspotentiale zu identifizie-

ren und planungsrechtlich zu sichern. Bei der Festsetzung zur Abgrenzung bau-

licher Anlagen und zur Höhe baulicher Anlagen sowie der Grundflächenzahl soll 

insbesondere auf den bereits anthropogen vorgeprägten Flächen sowohl hori-

zontale als auch vertikale Nachverdichtung stattfinden können. Vorab fand eine 

Abfrage der ansässigen Eigentümer statt, um Entwicklungsabsichten der nächs-

ten Jahre in den Festsetzungen berücksichtigen zu können. Es sollen sowohl 

Neuansiedlungen als auch bauliche Erweiterungen der ansässigen Betriebe 

möglich sein. 

Hinsichtlich der Festsetzung der Art der baulichen Nutzung soll eine Mischung 

aus Gewerbe- und Industrienutzungen möglich sein. Der Bereich der historisch 

geprägten Industriegebäude im Nukleus des Plangebietes (Teilbereich 1) soll als 

Industriegebiet festgesetzt werden. Damit ist vorgesehen einen der wenigen In-

dustriestandorte in St. Ingbert planungsrechtlich zu sichern, um langfristig eine 

Ansiedlung von Industriebetrieben zu fördern. In den Teilbereichen um den in-

dustriellen Kern, sollen zum einen aufgrund der schon bestehenden Betriebe, 

und zum anderen aus Gründen des Trennungsgrundsatzes im Hinblick auf die 

angrenzend vorhandenen schutzwürdigen Wohnbereiche Gewerbegebiete so-

wie eingeschränkte Gewerbegebiete festgesetzt werden. 

Die interne Erschließung soll planungsrechtlich gesichert werden. Die tatsächlich 

öffentlich genutzten Streckenzüge der Kahlenbergstraße, der Ernst-Heckel-

Straße, der Güterbahnhofstraße sowie der Hans-Wilhelmi-Straße, die zur Er-

schließung der Betriebsflächen notwendig sind sollen als öffentliche Verkehrsflä-

chen festgesetzt werden. Die Anschlüsse an die im BP RO38 festgesetzte Ver-

kehrsfläche werden berücksichtigt um eine durchgängige Ost-West-Erschlie-

ßung im Plangebiet zu ermöglichen. Am Nordende der Hans-Wilhelmi-Straße soll 

zudem eine Verbreiterung zugunsten von Wendemöglichkeiten größerer Lasten-

fahrzeuge festgesetzt werden. 

Weiterhin bietet die bauplanungsrechtliche Neubetrachtung eines bestehenden 

Gewerbe- und Industriegebietes die Möglichkeit die Festsetzungen hinsichtlich 

Ökologie und Klimaschutz an aktuelle Standards in der Bauleitplanung anzupas-

sen.   
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Art der baulichen  

Nutzung (GI) Gemäß der oben ausgeführten Planungskonzeption wird im Osten des Plange-

bietes (Teilbereich 1) gem. § 9 BauNVO ein Industriegebiet (GI) festgesetzt. 

Gem. § 9 Abs 1 BauNVO dienen GI ausschließlich der Unterbringung von Ge-

werbetrieben, und zwar vorwiegend solchen Betrieben, die in anderen Baugebie-

ten unzulässig sind. Dies hat zur Ursache, dass in GI gebündelt Nutzungen mög-

lich sein sollen, die sich aufgrund Ihres Störgrades an anderer Stelle im Stadtge-

biet nicht konfliktfrei ansiedeln ließen. Nutzungen im GI sind daher nicht selten 

immissionsintensiv und sollten daher ebenso störungsresistent sein. 

Abweichungen von den in § 9 Abs. 2 allgemein und § 9 Abs 3 BauNVO aus-

nahmsweise zulässigen Nutzungen erfolgten auf Grundlage des § 1 Abs. 9 

BauNVO zur Berücksichtigung betroffener Belange. Im Einzelnen:  

Die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten wird gem. der Vergnügungsstättenkon-

zeption der Stadt St. Ingbert geregelt. Nach dieser sind folgende Nutzungen der 

Kategorie A allgemein zulässig: Spiel und Automatenhallen, Spielkasinos, Spiel-

banken, Wettbüros.  

Nutzungen der Kategorie B (Diskotheken und Nachtlokale mit kulturellem 

Schwerpunkt) sind lediglich ausnahmsweise zulässig. Die Nutzungen der Kate-

gorie B gehen oftmals mit einer erhöhten nächtlichen Verkehrszunahme einher, 

die ohne eine Prüfung in der Genehmigungsphase zu einer erheblichen Störung 

der im Umfeld gelegenen Wohnnutzungen führen könnte.  

Folgende Nutzungen der Kategorie A sind darüber hinaus ausgeschlossen: 

Tanzlokale / Tanz-Cafés / Nacht- und Tanzbars / Varietés, Striptease- und Table-

Dance-Lokale / Swinger-Clubs / Sex-Kinos und Lokale mit Videokabinen zur Vor-

führung von Filmdarbietungen mit sexuellem Charakter. Aufgrund der in der Ver-

gnügungsstättenkonzeption betonten „milieubedingten“ Störungen und den sich 

ggf. daraus ergebenden sozialen und kulturellen Konflikten mit dem Umfeld sind 

o.g. Nutzungen ausgeschlossen. Zudem kann damit Trading-Down-Effekten 

(Wert-, Imageverlust, Wegzüge, Leerstände, etc.) vorgegriffen werden. 

Einzelhandelsnutzungen sind gem. dem Einzelhandelskonzept der Stadt St. Ing-

bert nur ausnahmsweise zulässig, und zwar lediglich im Sinne eines Werksver-

kaufes bis zu einer Verkaufsflächenobergrenze von maximal 100m². Die Festset-

zung bzw. Begrenzung dient der Feinsteuerung der im GI zulässigen Nutzungen 

zugunsten der im GI originär vorgesehenen Einrichtungen. 

Des Weiteren sind Tankstellen nur im Sinne einer Betriebstankstelle zulässig. 

Die schließt die Errichtung von gewerblich orientierten Tankstellenbetrieben aus. 

Diese Betriebe sind üblicherweise mit einer hohen Kundenfrequenz verbunden, 

die sich insbesondere in Spitzenzeiten auf das Umfeld spürbar bemerkbar ma-

chen würde. 

Aus Gründen des Lärmschutzes und der hohen Schutzbedürftigkeit solcher Nut-

zungen sind Kindergärten und Wohnungen (auch Betriebsleiterwohnungen, etc.) 

ausgeschlossen.  

Gewerbliche Stell- und Parkplatzanlagen sind aufgrund ihrer Flächenintensität, 

sowie den sich ebenfalls daraus ergebenden, ggf. auch nächtlichen Verkehrsbe-

lastungen, ebenfalls unzulässig.  
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Art der baulichen  

Nutzung (GE) Gemäß der Planungskonzeption werden in Teilbereich 2, 3 und 4 Gewerbege-

biete (GE) festgesetzt. Teilbereich 2 ist bereits überwiegend bebaut und stellt 

sich auch im Bestand als bestehendes klassisches Gewerbegebiet dar. Teilbe-

reich 3 und 4 weisen dagegen noch Nachverdichtungs- und Nachnutzungspoten-

tial auf. Gewerbegebiete dienen gem. § 8 Abs. 1 BauNVO vorwiegend der Unter-

bringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. Das Spektrum 

zulässiger Nutzungen umfasst grundsätzlich alle Gewerbebetriebe, mit Aus-

nahme derer die aufgrund ihres Störgrades einem Industriegebiet vorbehalten 

sind, auch in Hinblick auf den Trennungsgrundsatz gegenüber Nutzungen die an 

die Gewerbegebiete angrenzen. Vorwiegend sollten aber vor allem solche Be-

triebe angesiedelt werden, die aufgrund ihres Störgrades in Mischgebieten oder 

allgemeinen Wohngebieten unzulässig wären. 

Abweichungen von den in § 8 Abs. 2 allgemein und § 8 Abs 3 BauNVO aus-

nahmsweise zulässigen Nutzungen erfolgten auf Grundlage des § 1 Abs. 9 

BauNVO zur Berücksichtigung betroffener Belange. Hierzu wurde unter der Be-

gründung des GI vorangegangen bereits überwiegend eingegangen. Die ent-

sprechend aufgeführten Grunde gelten auch für die Gewerbegebiete. Abwei-

chend von § 8 Abs. 2 BauNVO sind im GE, Anlagen für sportliche Zwecke nur 

ausnahmsweise zulässig. Dies begründet sich ebenfalls in der ggf. lärm- und ver-

kehrsintensiven Art einzelner sportlicher Einrichtungen, die einer genaueren Prü-

fung in der späteren Genehmigungsphase bedürfen. 

Art der baulichen  

Nutzung (GEe) Auf den östlichen Flächen der Teilbereiche 3 und 4 sowie in Teilbereich 5 sind 

gem. der Planungskonzeption eingeschränkte Gewerbegebiete festgesetzt. Im 

Bereich der eingeschränkten Gewerbegebiete wird aus Gründen des Lärmschut-

zes gegenüber den angrenzenden Wohnnutzungen gem. § 1 Abs. 8 BauNVO 

festgesetzt, dass nur Betrieb und Anlagen zulässig sind, die das Wohnen nicht 

wesentlich stören. D.h. es sind nur solche Betriebe und Anlagen zulässig, die 

nach ihrem Störgrad auch in einem Mischgebiet zulässig wären. In Anlehnung an 

eine sogenannte Immissionstreppe findet somit ausgehend vom westlich im 

Plangebiet festgesetzten Industriegebiet eine Herabstufung der Störintensität zu-

lässiger Nutzungen zum Schutz der östlich angrenzenden Wohnnutzungen statt. 

 Weitere Abweichungen von den in § 8 Abs. 2 allgemein und § 8 Abs 3 BauNVO 

ausnahmsweise zulässigen Nutzungen erfolgten auf Grundlage des § 1 Abs. 9 

BauNVO zur Berücksichtigung betroffener Belange. Hierzu wurde vorangegan-

gen bereits eingegangen. 

Maß der baulichen 

Nutzung Das Maß der baulichen Nutzung entspricht den unter § 17 BauNVO angegebe-

nen Orientierungswerten für GE und GI. Lediglich geringfügige Überschreitungen 

können in Anwendung des § 19 Abs. 4 BauNVO zugelassen werden. Dies ist in 

solchen Fällen möglich in denen die Überschreitung der GRZ zu keiner erhebli-

chen Mehrbelastung für die natürlichen Bodenfunktionen führen würde oder eine 

zweckdienliche Grundstücksnutzung ungebührlich stark eingeschränkt werden 

würde.  

 Die Höhe baulicher Anlagen wird durch die Festsetzung einer maximal zulässi-

gen Gebäudeoberkante (GOKmax) definiert. Die Höhe orientiert sich dabei an 
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bereits bestehenden Anlagen sowie dem städtebaulichen Umfeld. Im Bereich der 

eingeschränkten Gewerbegebiete, wird unter Berücksichtigung der angrenzen-

den Wohngebiete eine entsprechend restriktive Höhenbegrenzung von 10m fest-

gesetzt, um einer erdrückenden Wirkung vorzugreifen. Lediglich im Bereich des 

GEe2 wird aufgrund des im Bestand schon vorhandenen, acht Stockwerke um-

fassenden Bürogebäudes die Höhenbegrenzung auf 24m festgesetzt. Im Bereich 

der GI und der GE werden 21m bzw. 16m als GOKmax festgesetzt. Dies entspricht 

teilweise dem Gebäudebestand, lässt teilweise aber auch einen weiteren Spiel-

raum für zukünftige Gebäudeentwicklungen zu. Ausgehend vom GI findet sowohl 

in Anlehnung an den Trennungsgrundsatz, als auch einer geordneten Entwick-

lung des Stadtbildes eine Staffelung der Höhenentwicklung statt. Als unterer Be-

zugspunkt wird die natürliche Geländeoberfläche definiert. 

Bauweise In den Baugebieten wird eine abweichende Bauweise festgesetzt, die dadurch 

definiert ist, dass sowohl Gebäudelängen über als auch unter 50m zulässig sind. 

Überbaubare  

Grundstücksflächen Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen festgesetzt. 

Baugrenzen dürfen nicht durch Gebäude oder Gebäudeteile überschritten wer-

den. Lediglich Ausnahmen in geringfügigem Ausmaß können zugelassen wer-

den. Die Festlegung der Baugrenzen erfolgte unter der Maßgabe möglichst gro-

ßer Flexibilität innerhalb der Baugebiete. Im Bereich der GEe1ist bereits im Be-

stand eine Grenzbebauung vorhanden. Die Baugrenze ist hier entsprechend 

ohne Abstand zu den Verkehrsflächen festgesetzt, um hier auch weiterhin eine 

Grenzbebauung zu ermöglichen, damit Nachverdichtungen dazu beitragen kön-

nen ein geschlossenes Stadtbild zu erwirken. Im nördlichen Bereich des GI fand 

zudem ein Festsetzen der Baugrenze auf den momentanen Gebäudebestand 

statt, um aus schalltechnischen Gründen ein Heranrücken an die nördlich der 

Bahngrenze vorhandene Wohnbebauung zu verhindern. 

Stellplätze, Garagen 

und Nebenanlagen Gemäß §12 Abs. 6 BauNVO und § 14 Abs. 1 BauNVO sind Stellplätze, Garagen 

und Carports sowie Nebenanlagen innerhalb und außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksfläche (auch innerhalb des Grenzabstandes) zulässig, auch wenn 

der Bebauungsplan für sie keine besonderen Flächen festsetzt. Das heißt gem. 

Gesetzestext: Außer den in den §§ 2 bis 13 genannten Anlagen sind auch unter-

geordnete Nebenanlagen und Einrichtungen zulässig, die dem Nutzungszweck 

der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebiets selbst dienen 

und die seiner Eigenart nicht widersprechen. Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 2 

BauNVO (die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas, Wärme und 

Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden Nebenanlagen) sind inner-

halb des Baugebietes allgemein zulässig. Dies gilt ebenso für fernmeldetechni-

sche Nebenanlagen sowie für Anlagen für erneuerbare Energien. 

Verkehrsflächen Die bereits öffentlich gewidmeten Straßenzüge der Kahlenbergstraße, der Hans-

Wilhelmi-Straße, der Ernst-Heckel-Straße, der Parallelstraße sowie der Güter-

bahnhofstraße, die sich innerhalb des Geltungsbereiches befinden, werden als 

öffentliche Verkehrsflächen festgesetzt. Die verkehrliche Anbindung an die im 

Bebauungsplan „Gewerbegebiet Heckelvilla“ festgesetzte Verkehrsfläche wird 

dabei berücksichtigt. 
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 Die Wegeverbindung zwischen der Kahlenbergstraße und der südlich des Plan-

gebietes verlaufenden Parallelstraße wird planungsrechtlich gesichert und als 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß-/Radweg“ festgesetzt. 

 Die im nördlichen Bereich der Kahlenbergstraße nach Westen verlaufende pri-

vate Strichstraße war ursprünglich als Ringstraße durch das nun festgesetzte In-

dustriegebiet mit der Ernst-Heckel-Straße verbunden. Um die Erschließung des 

GI sowie der vorgelagert im GE liegenden Betriebe von dieser Seite aus zu si-

chern, wird der Straßenzug ebenfalls planungsrechtlich abgebildet und als Ver-

kehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „private Erschließungsstraße“ fest-

gesetzt. 

Rückhaltung und 

Versickerung von 

Niederschlagswasser Zur Berücksichtigung des Grundwasserschutzes insbesondere aufgrund der 

Lage des Plangebietes im WSG St. Ingbert wird festgesetzt, dass das von Dach-

flächen und versiegelten Flächen (also potentiell kontaminierten Flächen) anfal-

lende Niederschlagswasser der Kanalisation zuzuführen ist, d.h. nicht zur Versi-

ckerung gebracht werden darf. 

 

Grünflächen Es werden insgesamt drei Grünflächen mit der jeweiligen Zweckbestimmung „Ab-

standsgrün“ und „Strukturerhalt“ festgesetzt, um die darin bestandene Vegetation 

zugunsten des Landschaftsbildes, dem Naturschutz, der menschlichen Gesund-

heit sowie der Klimaanpassung zu sichern. Im Süden des Geltungsbereiches 

werden entsprechend des Bestandes zwei Grünflächen mit der Zweckbestim-

mung Abstandsgrün festgesetzt. Die dort bestehenden Gehölze stellen eine 

grüne Einfassung des südlichen Geltungsbereiches dar, von der die angrenzen-

den Gewerbeflächen ökologisch und optisch profitieren. Des Weiteren befindet 

sich im Grenzbereich zwischen GI und östlich angrenzendem GE ein begrünter 

Bereich, der sich vermutlich sukzessiv auf brach gelegenen Randflächen der 

ehemaligen Industriebetriebe entwickelte. Er stellt eine der wenigen begrünten 

Bestandsflächen im Geltungsbereich dar und wird aus o.g. Gründen gesichert. 

 

Waldflächen Südlich des GEe2 befindet sich eine zusammenhängende, in sich geschlossene 

Waldzelle, die als solche erhalten bleiben soll und daher planungsrechtlich als 

Waldfläche gesichert wird. 

Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung  

Von Boden, Natur 

und Landschaft Im Hinblick auf den sich abzeichnenden Klimawandel und die damit verbundenen 

Auswirkungen auf Flora, Fauna und den Menschen, aber auch angesichts des 

Verlustes von Lebensräumen durch anthropogene Bautätigkeiten wurden in der 

vorliegenden Planung Maßnahmen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 festgesetzt. 

 Zur Berücksichtigung des artenschutzrechtlichen Beitrages sollen im Zuge der 

Bauausführung Maßnahmen durchgeführt werden, die eine Verträglichkeit künf-

tiger Bautätigkeiten mit denen im Umfeld lebenden Arten zum Ziel hat. Daher 

wird die Anwendung reduzierter und insektenfreundlicher Beleuchtung, sowie ein 

Abstand zur Bodenkante bei Zäunen zur Reduzierung der Barrierewirkung für 
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Kleintiere festgesetzt. Des Weiteren ist zum Schutz der im Plangebiet potentiell 

vorkommenden Brutvögel und Fledermäuse eine Kontrolle von Bäumen/Gebäu-

den auf mögliche Quartiere vor Fällung/Abriss vorgesehen. 

Zudem wurden Festsetzungen getroffen, die den Schutz und die nachhaltige Ent-

wicklung des Bodens im Plangebiet zum Ziel haben. Dazu sollen Flächenversie-

gelungen möglichst minimiert werden sowie Stellplätze, Zufahrten und Wege 

nach Möglichkeit mit einem versickerungsfähigen Belag (z.B. Pflaster, Rasengit-

tersteine, breitfugiges Pflaster, o.ä.) versehen werden. Zu berücksichtigen sind 

hierbei jedoch die Vorgaben aus der Wasserschutzgebietsverordnung St. Ingbert 

vom 29.11.1991. 

Anpflanzungen Sowohl zur Aufwertung des Stadtbildes, als auch um naturschutzfachlichen Be-

langen Rechnung zu tragen werden einige Pflanzvorgaben für den Geltungsbe-

reich festgesetzt. 
 

 So wird festgesetzt, dass die nicht überbaubaren Grundstücksflächen zu begrü-

nen und gärtnerisch mit Pflanzen (Gehölzen, Stauden, Gräser, etc) zu bepflan-

zen sind. Bei einer Grundflächenzahl von 0,8 entsteht somit eine Pflanzvorgabe 

von mindestens 20% der Grundstücksflächen. Konkretisiert wird die Pflanzfest-

setzung zudem durch den Ausschluss von großflächig mit Steinen bedeckten 

Flächen, auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung vorkommen und Pflan-

zen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen (Schottergärten). Durch Anwen-

dung dieser Festsetzung wird auch der Verbesserung des Mikroklimas Rechnung 

getragen, da der potentielle Anteil versiegelter oder sich stark aufheizender Flä-

chen im Plangebiet damit minimiert werden kann. 

 Des Weiteren wird eine Fassadenbegrünung festgesetzt: Außenwände von Ge-

bäuden deren Fensterabstand mehr als 5m beträgt, sowie fensterlose Fassaden 

sind mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen. Je 2m Wandlänge ist min-

destens eine Pflanze zu verwenden. Insbesondere Gewerbe und Industriege-

biete zeichnen sich oftmals durch geschlossene, ungegliederte Fassaden aus. 

Durch eine Begrünung der geeigneten Fassaden, kann somit nicht nur den mik-

roklimatischen Auswirkungen einer hohen baulichen Dichte entgegengewirkt 

werden, sondern auch das Stadtbild gestalterisch aufgewertet werden. 

 Zudem wird eine Dachbegrünung festgesetzt: Flachdächer und flach geneigte 

Dächer (bis 15° Dachneigung) der Hauptgebäude sind extensiv zu begrünen. 

Dachflächen von Garagen, Carports und Nebengebäuden sind grundsätzlich zu 

begrünen. Ausgenommen von der Dachbegrünungspflicht sind Dachterassen 

und Dachaufbauten für erforderliche technische Aufbauten. Die Dachbegrünung 

ist mit einem mind. 5cm und max. 15cm starken Substrataufbau zu versehen. Im 

Bereich von Solaranlagen ist durch eine kleinwüchsige Bepflanzung sicherzustel-

len, dass der Bewuchs keinen Schattenwurf erzeugt. Dachbegrünungen stellen 

insbesondere in Standorten hoher baulicher Dichte eine Möglichkeit dar, der Auf-

heizung entgegenzuwirken, indem Niederschlagswasser gedrosselt wird und be-

reits auf den Dachflächen teilweise zur Verdunstung gebracht werden kann. Des 

Weiteren wird gewissermaßen eine Teilentsiegelung erreicht, indem auf Dächern 

bereits versiegelten Flächen neue Grünflächen entstehen, die auch als Ersatzle-

bensräume für Vogel- und Insektenarten bieten können. 
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 Außerdem ist festgesetzt, dass innerhalb der öffentlichen und privaten Verkehrs-

flächen Alleepflanzungen vorzusehen sind. Eine Konkretisierung dieser Festset-

zung erfolgt im weiteren Verfahren. 

 Für Neupflanzungen innerhalb des Geltungsbereiches sind einheimische, stand-

ortgerechte Gehölze zu verwenden (vgl. Pflanzliste). 

Pflanzliste (nicht abschließend) 

Bäume: Obstbäume i.S., Acer campestre (Feldahorn), Acer platanoides (Spit-

zahorn), Carpinus betulus (Hainbuche), Juglans regia (Nussbaum), Prunus 

avium (Vogelkirsche), Tilia sp. (Linde) 

Sträucher: Cornus sanguinea (Hartriegel), Corylus avellana (Hasel), Ligustrum 

vulgare (Liguster), Rosa i.S., Obststräucher i.S., Sambucus nigra (Schwarzer Ho-

lunder), Viburnum opulus (Schneeball), Crataegus monogyna (Eingriff. Weiß-

dorn) 

Empfohlene Pflanzqualität: Strauch: mind. 4-5 Tr., H. 60-100 cm; Heister: mind. 

2xv., H. 125-150 cm; Hochstamm: mind. 2x v., StU 10-12 cm 

Erhalt von Bäumen Unter Berücksichtigung des Artenschutzes und der Biodiversität ist festge-setzt, 

dass nicht unmittelbar von einer Baumaßnahme betroffene Bäume, die einen gu-

ten Erhaltungszustand aufweisen, zu erhalten sind. 

Schallschutz- 

Festsetzungen Zum Schutz der menschlichen Gesundheit ist in den Bereichen in denen am Tag 

eine Geräuschbelastung von über 70db(A) ermittelt wird, öffenbare Fenster von 

Büronutzungen ausgeschlossen. Des Weiteren wird die Umsetzung passiver 

Schallschutzmaßnahmen (Verbesserung der Schalldämmung der Außenbau-

teile) für schutzwürdige Aufenthaltsräume erforderlich. Die Festsetzung beruhen 

auf einer ersten gutachterlichen Einschätzung der Situation im Plangebiet und 

werden ggf. im Laufe des Verfahrens weiter ergänzt. 

Geltungsbereich Die Grenzen des Plangebietes ergeben sich aus der Örtlichkeit und beschränken 

sich auf die zur Umsetzung des Planungskonzeptes notwendigen Flächen. 

Bauordnungsrechtliche 

Festsetzung für Werbe- 

Anlagen Zur Wahrung des Stadtbildes sowie zum Schutz der sich im Nahbereich des Be-

bauungsplans befindenden sensiblen Nutzungen werden ergänzende Anforde-

rungen an die äußere Gestaltung von Werbeanlagen festgesetzt: Unzulässig sind 

Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht, akustische Werbung so-

wie Laserwerbung, Skybeamer oder Ähnliches. Die ausgeschlossenen Werbe-

anlagen haben störenden bis sehr störenden Charakter und sind mit einer geord-

neten und behutsamen Entwicklung des Stadtbildes nicht vereinbar.  

Altlasten Entsprechend dem Altlastenkataster der Stadt St. Ingbert werden die auf der 

Planzeichnung verorteten Altlasten- bzw. Altlastenverdachtsflächen gekenn-

zeichnet: Ergänzend dazu wird darauf hingewiesen, dass bei jeglichem Eingriff 

in den vorhandenen Untergrund besonderes Augenmerk auf das mögliche Auf-

treten von Bodenverunreinigungen gerichtet werden muss. Aus diesem  Grund 

sind Bauarbeiten im Bereich der gekennzeicheten Altlasten- und Altlastenver-

dachtsflächen die mit einem Eingriff in den Untergrund verbunden sind jederzeit 
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fachgutachterlich zu überwachen. Im Falle des Auftretens von Altlasten sind die 

Arbeiten unverzüglich einzustellen und die Bodenschutzbehörde ist umgehend 

zu unterrichten. 

Hinweise  Die Hinweise für die nachfolgenden Planungsebenen sind der Planzeichnung zu 

entnehmen. 
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5 PRÜFUNG VON PLANUNGSALTERNATIVEN 

Standortentscheidung Die Standortentscheidung begründet sich grundsätzlich in der planerischen Ab-

sicht eine geordnete Stadtentwicklung auf bereits bebauten Flächen im Innenbe-

reich anzustoßen und bestehende sowie zukünftige städtebauliche Dysfunktio-

nalitäten und Konfliktbereiche zu adressieren. Da die Standortentscheidung un-

mittelbar mit der Bestandssituation (s. Ausführungen in der Planungskonzeption) 

zusammenhängt, fallen Standortalternativen grundsätzlich weg. 

 Die Planung beabsichtigt sowohl Bestandsnutzungen zu sichern als auch den 

Nutzungskatalog dem städtebaulichen Umfeld entsprechend anzupassen.  

0-Variante Die 0-Variante würde bedeuten, dass die Fläche in ihrem Zustand verbleiben 

würde und das geltende Planungsrecht gem. § 34 BauGB weiterhin Bestand 

hätte. Die in der Planungskonzeption angeführten städtebaulichen Zielsetzungen 

und Problemlagen könnten planungsrechtlich nicht adressiert werden. 

 

6 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG – ABWÄGUNG 

Mit Realisierung der Planung sind Auswirkungen auf einzelne der in § 1 Abs. 6 

BauGB genannten Belange zu erwarten. Diese Auswirkungen werden im Folgen-

den erläutert und in die Abwägung mit eingestellt. Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind 

bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und privaten Belange gegen-

einander und untereinander gerecht abzuwägen. 

Aufgrund des Planungskonzeptes und der vorgesehenen Festsetzungen lassen 

sich Auswirkungen erwarten, die im Rahmen der Abwägung zu betrachten und 

auf ihre Erheblichkeit hin zu bewerten sind: 

Gesunde Wohn- und  

Arbeitsverhältnisse  Aufgrund der Gemengelage zwischen historisch gewachsener Industrie- und Ge-

werbeflächen und angrenzender Wohnnutzungen ergeben sich Konfliktpotentiale 

die durch Festsetzung schallschutztechnischer Vorgaben adressiert werden 

müssen. Grundsätzlich sind durch die Festsetzung und Planungsabsicht zur Si-

cherung und Etablierung eines Industriegebietes innerhalb des Bebauungsplans 

auch höhere Anforderungen an den Außengebietsschutz zu stellen, als dies bei 

den aktuellen Nutzungen durch den Fall einer Innenbereichsentwicklung nach 

den Vorgaben von § 34 BauGB der Fall wäre. Dies wird zum einen durch eine 

Nutzungstreppe (GI; GE; GEe) erreicht, die das Störpotential der festgesetzten 

Gebietstypen in Richtung der angrenzenden Wohnbebauung abmildert. Des Wei-

teren sind passive Schallschutzmaßnahmen (Verbesserung der Schalldämmung 

von Außenbauteilen, Ausschluss öffenbarer Fenster bei Büronutzungen, etc.) 

vorgesehen. Betriebswohnungen sowie Betriebskindergärten sind als potentiell 

störanfällige Nutzungen ebenfalls innerhalb des GE und GI aus Gründen der Si-

cherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse ausgeschlossen. Tieferge-

hende Untersuchungen mit ggf. weitergehenden Maßnahmen erfolgen im Laufe 

des Verfahrens durch die Erarbeitung eines schalltechnischen Gutachtens. 

 Weiterhin Berücksichtigung des o.g. Belanges erfolgte durch den Ausschluss 

verkehrsintensiver und in den Nachtstunden störintensiver Nutzungen wie be-

stimmten Vergnügungsstätten (Nacht- und Tanzbars, Swinger-Clubs, Sex-Kinos 

etc.). Diese Nutzungen bringen durch ihr Trading-Down-Potential zudem 
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mögliche soziale Verdrängungseffekte mit sich die sich im Weggang der angren-

zenden sensiblen Nutzungen niederschlagen könnten und daher im Plangebiet 

unzulässig sind. Weitere potentiell störintensive Nutzungen, wie einige Sport- 

und Kulturanlagen, etc. sind nur ausnahmsweise zulässig, da hier je nach Stör-

grad in der Genehmigungsphase im Einzelfall entschieden werden muss. 
 

Wohnbedürfnisse Eine Schaffung von Wohnraum ist innerhalb des Plangebietes nicht vorgesehen, 

da die Gesamtkonzeption aus den genannten Gründen eine andere Entwicklung 

vorsieht. Ein Ausschluss von Betriebswohnungen innerhalb des GE und GI er-

folgte wie oben beschrieben aus Gründen des Schallschutzes. Grundsätzlich 

wäre die Anlage von Betriebswohnungen im GEe jedoch ausnahmsweise zuläs-

sig, da hier der Störgrad eines Mischgebietes angesetzt wird. Dies bedarf der 

Einzelfallprüfung in der Genehmigungsphase.  
 
Soziale/kulturelle Bedürfnisse 
- Freizeit und Erholung 

Die nebenstehenden Belange sind nur bedingt von der Planung betroffen, da das 

Plangebiet bereits im Bestand keine Erholungs- und Freizeitfunktion erfüllt bzw. 

keinen sozialen und kulturellen Bedürfnissen dient. Durch die Festsetzung der im 

Geltungsbereich zulässigen Nutzungen wird dies nun z.T. planungsrechtlich fest-

geschrieben. So sind kulturelle, soziale und sportliche Nutzungen in den Gebie-

ten nur ausnahmsweise zulässig. Dies entspricht aber zum einen bereits den ori-

entierenden Vorgaben der §§ 8 und 9 BauNVO, sondern vor allem der Planungs-

konzeption, die für den Geltungsbereich die Ansiedlung von klassischen produ-

zierenden oder verarbeitenden Gewerbe- und Industriebetrieben vorsieht. Die 

Zulässigkeit muss im Einzelfall in der Genehmigungsphase geprüft werden. 

Negative Auswirkungen der Planung auf die nebenstehenden Belange sind nicht 

zu erwarten. 

Raumstruktur – Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung vorhandener Ortsteile  
– Erhaltung zentraler Versorgungsbereiche 

Die vorliegende Planung beabsichtigt die Sicherung bzw. Entwicklung eines his-

torischen Industrie- und Gewerbestandortes. Die Erhaltung und Fortentwicklung 

des Stadtteils Rohrbach ist durch die Planungskonzeption adressiert. Der Bebau-

ungsplan sieht gem. der Einzelhandelskonzeption der Stadt St. Ingbert keine Zu-

lässigkeiten für ausschließlich zentrenrelevante Sortimente (St. Ingberter Liste) 

vor. Der zentrale Versorgungsbereich der St.Ingberter Innenstadt wird somit nicht 

negativ beeinträchtigt. 

Baukultur, Denkmalschutz, Denkmalpflege 
Orts – und Landschaftsbild 

Gem. vorliegender Kenntnis befinden sich keine Bau- und Naturdenkmäler inner-

halb des Geltungsbereiches.  

Das Orts- und Landschafsbild wird durch die Sicherung vorhandener Grünstruk-

turen, der gestalterischen Vorgaben an Werbeanlagen, den Pflanzvorgaben für 

Fassaden, Dächer und den Straßenraum sowie durch die vorgegebenen maxi-

malen Gebäudehöhen und die Baufenster adressiert. Durch die genannten Fest-

setzungen wird gewährleistet, dass die künftige Bebauung sich verträglich in das 

Umfeld einfügt. 
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Kirchliche Belange  Es sind keine Auswirkungen auf die Belange von Kirchen oder Religionsgesell-

schafften zu erwarten. Es sind keine betreffenden Einrichtungen innerhalb oder 
angrenzend vorhanden, die von der Planung negativ beeinträchtig werden wür-
den. 

Belange gem. 

 § 1 Nr. 7 a – j BauGB Die Belange des Umwelt- und Artenschutzes werden im Zuge der weiteren Pla-

nung detailliert abgehandelt. Auf Grundlage einer Vorabbegehung zur Potenzial-

abschätzung sind im Zuge des weiteren Verfahrens tiefergehende Kartierungen 

verschiedener planungsrelevanter Artgruppen in den jeweils relevanten Lebens-

räumen (Teilbereiche des Geltungsbereiches) vorgesehen. Neben der Erfassung 

von Biotoptypen und Höhlenbäumen werden Fledermäuse, Brutvögel, Reptilien, 

sowie Tag- und Nachtfalter erfasst. Dem grundsätzlichen Umfang der natur-

schutzfachlichen Untersuchungen wurde mit dem LUA bereits abgestimmt.  
  

Faktoren Auswirkungen 

Flora / Fauna Durch die getroffenen Festsetzungen wird es zu Auswirkungen auf Flora 

und Fauna kommen. Die vorliegende Planung beansprucht größtenteils 

Flächen, die durch die bestehenden Nutzungen bereits stark anthropo-

gen überprägt sind, sodass davon auszugehen ist, dass keine erhebli-

chen Auswirkungen auf Flora und Fauna zu erwarten sind.  

Im Bereich von Freiflächen wird es zu Eingriffen in den bestehenden Ge-

hölzbestand und die Biotopstruktur kommen. Mögliche Auswirkungen 

dahingehend, als auch auf streng geschützte Arten des Anh. IV FFH-RL, 

werden im Zuge der noch durchzuführenden Kartierungen ermittelt und 

anschließend bewertet. Werden Eingriffs- und Ausgleichsmaßnahen not-

wendig, werden diese im Zuge des weiteren Verfahrens in den Festset-

zungen ergänzt. 

Durch grünordnerische Festsetzungen wie der Sicherung von bestehen-

den Waldflächen und vegetationsbestandenen Bereichen, werden die 

wenigen größeren naturschutzfachlich relevanten Bereiche planungs-

rechtlich gesichert. Ergänzend wurden Festsetzungen zur Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft getroffen, die neben artenschutzrecht-

lich relevanten Maßnahmen auch Vorgaben zur naturnahen bzw. gärtne-

rischen und unversiegelten Gestaltung der nicht baulich in Anspruch ge-

nommenen Teile der Baugrundstücke umfassen. Des Weiteren wurden 

Vorgaben zur Anlegung von Fassaden- und Dachbegrünungen getrof-

fen, die dafür Sorge tragen können, Lebensräume zu erhalten, zu schaf-

fen und die Biotopvernetzung auf langjährig bestehenden anthropogen 

überprägten Flächen in Teilen wiederherzustellen. 

Fläche Die vorliegende Planung findet weitestgehend auf Flächen statt, die be-

reits überwiegend langjährig anthropogen überformt sind. Diese Flächen 

stehen auch ohne die vorliegende Planung einer baulichen Nutzung zur 

Verfügung.  

Durch spätere Bautätigkeiten wird es teilweise zu Neuversiegelungen 

und Neuinanspruchnahme von Flächen kommen.  

Ein möglicher Ausgleich der beanspruchten Flächen wird nach erfolgten 

Kartierungen im weiteren Verfahren bewertet und in den Festsetzungen 

ergänzt werden. 

Boden / Wasser Die Böden im Plangebiet sind im aufgrund Vornutzungen anthropogen 

überprägt. Natürliche Böden sind nur noch vereinzelt (z.B. im Bereich der 

Waldfläche) vorhanden. Eine genaue Bewertung wird innerhalb des Um-

weltberichts im Zuge der weiteren Planung ergänzt. 
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Das Plangebiet liegt innerhalb der Zone III des Wasserschutzgebietes 

St. Ingbert. Durch die nachrichtliche Übernahme der Schutzgebietsver-

ordnung wird sichergestellt, dass die Vorgaben des Grundwasserschut-

zes in der späteren Genehmigungsphase ihre Berücksichtigung finden. 

Luft / Klima Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter Luft und Klima sind als nicht er-

heblich zu bewerten, da der Großteil der Planung auf bereits bebauten 

innerstädtischen Flächen stattfindet. Vielmehr ist es Teil der Planungs-

konzeption klimarelevante Vorgaben zu treffen, um die anthropogen 

überformten Flächen im Plangebiet um eine Klimaanpassung und Klima-

vorsorge zu ergänzen. 

Dazu werden bereits begrünte/vegetationsbestandene Bereiche gesi-

chert sowie umfangreiche Vorgaben zur Neubegrünung von Frei- und 

Dachflächen sowie Fassaden getroffen, um langfristig Verdunstungsef-

fekte zu fördern und Hitzestau zu vermeiden. 

Wirkungsgefüge / 

Wechselwirkungen 

Eine Aussage kann aufgrund der noch ausstehenden Kartierungen zum 

jetzigen Stand des Verfahrens nicht vollumfänglich getroffen werden und 

wird ergänzt. 

Natura 2000 Ge-

biete 

Erhebliche Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und den Schutzzweck 

von Natura 2000 Gebieten sind nicht zu erwarten. 

Schwere Unfälle 

oder Katastrophen 

Die vorliegende Planung induziert keine Zulässigkeit von Nutzungen, 

welche zu schweren Unfällen oder Katastrophen führen könnten. 

 
Belange (§ 1 Abs.1  
Nr. 8 a – f BauGB) 

Die vorliegende Planung beabsichtigt einen bestehenden Industrie- und Gewer-

bestandort planungsrechtlich zu sichern bzw. zu entwickeln. Damit werden so-

wohl Arbeitsplätze gesichert und neue Arbeitsplätze geschaffen, als auch die Mit-

telstadt St. Ingbert in ihrer wirtschaftlichen Funktion gestärkt.  

Weitere Belange die in § 1 Abs. 6 Nr. 8 aufgeführt werden, sind nicht betroffen. 

Verkehr / Mobilität   
Verteidigung  Das Plangebiet ist vollumfänglich erschlossen. Die zur internen Erschließung er-

forderlichen öffentlichen und privaten Verkehrsflächen sind entsprechend festge-

setzt.  

Das Plangebiet ist im Bestand bereits überwiegend bebaut und in laufendem Be-

trieb. Neuansiedlungen oder Nutzungsänderungen sind bereits auf Grundlage 

des § 34 BauGB möglich. Das bestehende Verkehrsnetz hat sich bereits auf den 

Status Quo eingestellt. Die vorliegende Planung trifft dahingehend innerhalb der 

Festsetzung der Art der baulichen Nutzung Vorgaben zur Ansiedlung weiterer 

Betriebe. Offenkundig verkehrsintensive Nutzungen wie gewerbliche Stell- und 

Parkplatzanlagen, Tankstellen, innerstädtisch relevante Einzelhandelsbetriebe, 

etc. wurden ausgeschlossen. Sportliche und kulturelle Einrichtungen, etc. sind 

nur ausnahmsweise zulässig und daher auch auf Ihre Verkehrsintensität im Zuge 

der Genehmigungsphase zu prüfen. Es sind somit keine negativen Auswirkungen 

auf das bestehende Verkehrsnetz zu erwarten. 

Weitere in § 1 Abs. 6 Nr. 9 und 10 BauGB aufgeführte Belange werden durch die 

Planung nicht beeinträchtigt. 
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Belange eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen 
Entwicklungskonzeptes  

Auswirkungen auf von der Mittelstadt St. Ingbert beschlossene städtebauliche 

Planungen sind durch den vorliegenden Bebauungsplan nicht zu erwarten. Das 

Vergnügungsstättenkonzept sowie das Einzelhandelskonzept sind bei der Wahl 

der Festsetzungen bereits vollumfänglich berücksichtigt. 

Belange von Flüchtlingen  

Nebenstehende Belange sind von der Planung nicht betroffen. 

 

 

 

Eine vollständige Behandlung der zu erwartenden Auswirkungen sowie Aussa-

gen bezüglich von Maßnahmen, die zur Minderung oder Vermeidung von Aus-

wirkungen geeignet sind, werden im Zuge des weiteren Verfahrens ergänzt. 

 

Gleiches gilt für den Umweltbericht, der im Wesentlichen die folgenden Inhalte 

umfassen wird: 

 

7 GEPLANTE INHALTE DES UMWELTBERICHTES 

7.1 Vorbemerkungen 

Gesetzgrundlagen Gem. § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB i.V. m. § 17 UVPG ist im Aufstellungsverfahren 

zu Bauleitplänen eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen 

erheblichen Umweltauswirkungen - auch in positivem Sinne - ermittelt und be-

schrieben werden.  

  Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, über 

die Ziele und Zwecke der Planung frühzeitig zu unterrichten und zur Äußerung 

auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Um-

weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufzufordern. 

Umweltbericht Im Zuge der weiteren Planung wird gem. Anlage 1 des BauGB ein Umweltbericht 

(Ergebnisse der Umweltprüfung) gem. § 2a BauGB verfasst, der die „voraussicht-

lichen unmittelbaren und mittelbaren Umweltänderungen und Auswirkungen auf 

die Schutzgüter“ durch das vorgesehene Projekt bzw. Planung beschreibt und 

bewertet.  

  Die Inhalte des Umweltberichtes werden im weiteren Verfahren ergänzt. 

 
Spezielle Artenschutz- 

prüfung  Gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG ist die artenschutzrechtliche Prüfung im Zuge der 

Bebauungsplanaufstellung bzw. -änderung (§ 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG) auf 

streng geschützte Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie auf europäi-

sche Vogelarten zu beschränken. Bei der Betroffenheit besonders geschützter 

Arten gem. BArtSchV liegt gem. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG kein Verstoß im 

Sinne des § 44 BNatSchG vor.  

  Eine erste Potentialabschätzung fand bereits statt. Die Aussagen sind Kapitel 

7.3. zu entnehmen. Weitere Aussagen zur artenschutzrechtlichen Prüfung 
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werden im Umweltbericht im weiteren Verfahren nach Abschluss weiterer örtli-

cher Kartierungen ergänzt.  

 

7.2 Einleitung 

7.2.1 Projektbeschreibung  

Es erfolgt eine zusammenfassende Beschreibung der Ziele und Festsetzungen 

des Bebauungsplanes im Zuge des weiteren Verfahrens. 

 

7.2.2 Relevante Fachgesetze und Fachpläne 

Das Baugesetzbuch enthält eine Reihe von naturschutzbezogenen Regelungen, 

Zielen und Vorgaben, die bei der Planung zugrunde zu legen sind. Darüber hin-

aus sind insbesondere werden die relevanten Fachgesetze und Fachpläne im 

Zuge der weiteren Planung behandelt. 

 

7.3 Artenschutzrechtliche Betrachtung / Prüfung (saP)  
rechtliche  

Grundlagen Gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG ist die artenschutzrechtliche Prüfung im Zuge der 

Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen oder von 

Satzungen (§ 18 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 BNatSchG) auf streng geschützte 

Arten des Anhangs IV der FFH- Richtlinie sowie auf europäische Vogelarten zu 

beschränken. Gem. § 44 Abs. 5 Satz 4 BNatSchG liegt bei der Betroffenheit an-

derer besonders geschützter Arten gem. BArtSchV bei Handlungen zur Durch-

führung eines Eingriffs oder Vorhabens zur Umsetzung eines Bebauungsplanes 

kein Verstoß gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG vor. 

Datengrundlage der artenschutzrechtlichen Prüfung sind die öffentlich zugängli-

chen Internet-Quellen des GeoPortal Saarland, Daten des Landesamtes für Um-

welt und Arbeitsschutz, weitere aktuelle Daten zum Vorkommen relevanter Arten 

im Saarland (u.a. Verbreitungsatlanten, ABSP), allgemein anerkannte wissen-

schaftliche Erkenntnisse zur Autökologie, zu den Habitatansprüchen und zur Le-

bensweise der Arten sowie eine Begehung vor Ort. 

Prüfung Der Prüfung müssen solche Arten nicht unterzogen werden, für die eine Betrof-
fenheit durch das jeweilige Projekt mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen 
werden kann. Bei der Prüfung werden die einzelnen relevanten Artengruppen der 
FFH-RL bzw. der VS-RL berücksichtigt und eine Betroffenheit anhand der derzeit 
bekannten Verbreitung, der innerhalb des Plangebiets vorhandenen Habi-
tatstrukturen und deren Lebensraumeignung für die jeweilige relevante Art einer 
Tiergruppe, einem konkreten Nachweis im Plangebiet sowie ggf. durchzuführen-
der Maßnahmen (Vermeidungs-, Minimierungs-, Ausgleichmaßnahmen) bewer-
tet.  
Dazu reicht i.d.R. eine bloße Potenzialabschätzung aus (BayVerfGH, 
Entscheidung v. 03.12.2013 - Vf.8-VII-13, BayVBl. 2014, 237 (238)). 

Hinweis Die artenschutzrechtliche Bewertung bezieht sich grundsätzlich auf die 

ökologische Situation und Habitatausprägung zum Zeitpunkt der 

Datenauswertung oder der örtlichen Erhebung(en). Änderungen der 

vorhandenen ökologischen Strukturen des Untersuchungsgebietes, die im 
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Rahmen der natürlichen Sukzession stattfinden, können nicht abgeschätzt oder 

bei der Bewertung berücksichtigt werden. Natürliche Veränderungen der 

örtlichen Lebesraumstrukturen können in Einzelfällen dazu führen, dass sich 

neue Arten im Plangebiet einfinden, falls zwischen der artenschutzrechtlichen 

Prüfung und dem tatsächlichen Eingriff mehrere Vegetationsperioden vergehen. 

Entsprechend wird durch die artenschutzrechtliche Prüfung der aktuelle 

ökologische Zustand des Plangebeites bewertet und nicht der ökologische 

Zustand zum Zeitpunkt des Eingriffs (z.B. Erschließung, Baufeldräumung, etc.)  

Tabelle 1: kurze tabellarische artenschutzrechtliche Prüfung 

Gruppen Relevanz / Betroffenheit Anmerkungen 

Gefäßpflanzen keine Betroffenheit Keine geeigneten Standortbedingungen für 
Planungsrelevante Arten.  

Keine Funde der planungsrelevanten Arten 
bei dem Ortstermin. 

Weichtiere, Rund-
mäuler, Fische 

keine Betroffenheit keine geeigneten Lebensraumstrukturen im 
Eingriffsbereich bzw. im direkten Umfeld 

Käfer keine Betroffenheit  keine geeigneten Lebensraumstrukturen im 
Eingriffsbereich bzw. im direkten Umfeld 

Libellen eventuelle Betroffenheit  Im Plangebiet befinden sich temporäre, ste-
hende Oberflächengewässer, in welchen pla-
nungsrelevante Libellenarten vorkommen kön-
nen 

Schmetterlinge vermutlich keine Betroffen-
heit 

Das Plangebiet weist offenen Wiesenflächen 
auf. Das Vorkommen planungsrelevanter Ar-
ten ist möglich 

Amphibien eventuelle Betroffenheit  Das Plangebiet weist für Amphibien geeignete 
Habitatstrukturen in Form von stehenden 
Oberflächengewässern, Steinhaufen und Tot-
holzstrukturen auf. Das Vorkommen planungs-
relevanter Arten ist möglich. 

Reptilien potenzielle Betroffenheit Das Plangebiet weist optimale Lebensraum-
strukturen für planungsrelevante Reptilienar-
ten auf. Im Untersuchungsgebiet befinden sich 
sonnenexponierte Strukturen auf. 

Säugetiere (Fleder-
mäuse) 

wahrscheinliche Betroffen-
heit 

Die im Plangebiet befindlichen Gehölzstruktu-
ren sind als Höhlenbäume geeignet.  
Eine Nutzung der Freifläche als Jagdgebiet ist 
anzunehmen. Die Fassaden der Gebäu-
destrukturen können ebenfalls geeignete 
Strukturen aufweisen 

weitere Säugetierar-
ten Anh. IV FFH-RL  

vermutlich keine Betroffen-
heit  

Vorkommen der Haselmaus sind unwahr-
scheinlich, aber nicht auszuschließen 

Geschützte Vogelar-
ten Anh. 1 VS-RL 

keine Betroffenheit keine geeigneten Lebensraumstrukturen im 
Eingriffsbereich bzw. im direkten Umfeld für 
planungsrelevante Vogelarten 

Sonst. europäische 
Vogelarten 

keine erheblichen negati-
ven Auswirkungen auf eu-
ropäische Vogelarten  

Im gesamten Plangebiet sind, in Mitteleuropa 
häufige Vogelarten zu erwarten. Die dem Pla-
nungsgebiet angrenzenden Strukturen können 
Verluste an Habitat Struktur leicht auffangen. 
Negative Auswirkungen sind zu erwarten, 
aber für die Populationen nicht unbedingt nen-
nenswert. 

 

30 von 33 in Zusammenstellung



Mittelstadt St. Ingbert 
Bebauungsplan RO 38.03 Industrie- und Technologiepark Süd II 
 
 
 

 

agstaUMWELT  Stand: April 2023 
 

29 

Ergebnis Nach Auswertung der Datenlage sind planungsrelevante Arten des Anhang IV 

der FFH-Richtlinie bzw. des Anhang I der VS-Richtlinie im übergeordneten Pla-

nungsraum bekannt. Innerhalb des Plangebietes finden sich potenziell geeignete 

Habitatstrukturen für planungsrelevante Arten des Anh. IV der FFH-RL sowie für 

Vogelarten des Anh. I der VS-RL.   

Schmetterlinge 

Die Trittrasenstrukturen und Saumbereiche weisen unteranderem, bedingt durch 

die permanente Störung, mittlere bis hoch diverse Blütenpflanzenbestände auf. 

Durch das wärmere Mikroklima sind Schmetterlingsvorkommen denkbar. Die Ar-

ten Lycanea dispar und Euplagia quadripunctaria sind im selben Minutenfeld be-

kannt.  

 

Reptilien 

Das Plangebiet weist geeignete Strukturen für planungsrelevante Arten wie die 

Mauereidechse (Podacris muralis) und die Zauneidechse (Lacerta agilis) auf. Ne-

ben genannten Arten ist auch die Schlingnatter (Coronella austriaca) im Überge-

ordneten Planungsraum bekannt. Zu den geeigneten Strukturen zählen Totholz-

haufen und Holz-und Metallabfälle, welche sich leicht erwärmen sowie sämtliche 

Saum und Gebüschstrukturen.  

 

Fledermäuse 

Das Plangebiet ist für Fledermäuse optimal geeignet. Es gibt zahlreiche potenzi-

elle Höhlenbäume. Darüber hinaus weisen die Fassaden der Gebäudestrukturen 

ebenfalls geeignete Stellen für Tages- oder Winterquartiere, oder gar für Wo-

chenstuben/Kolonien auf. Die Freiflächen sind aufgrund ihrer hohen Beutetier-

dichte sehr gut als Jagdhabitat geeignet, zudem sind zahlreiche Leitlinien bzw. 

Transferflugrouten vorhanden.  

Avifauna 

Innerhalb des Plangebiets sind die Gehölzbereiche als potenzielle Habitate für 

die Avifauna hervorzuheben. Aufgrund der Siedlungsnähe sind hier allerdings 

vorwiegend störungstolerante Arten zu erwarten. Dabei handelt es sich in der 

Regel um allgemein häufige und nicht gefährdete Arten, deren Erhaltungszu-

stand sich durch den Verlust einzelner Lebensräume nicht erheblich verschlech-

tert. Zudem sind in unmittelbarer Umgebung des Plangebietes ausreichend ver-

gleichbar strukturierte Flächen vorhanden, die potentiell vorkommenden Arten 

als Ersatzlebensräume dienen könnten. Eine erhebliche Betroffenheit kann daher 

mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. Bei der Begehung wurde 

ein Grünspecht im Westen des Untersuchungsgebietes gesehen. 

 

Maßnahmen/Hinweise 

Folgende Maßnahmen sollten getroffen werden, um Konflikte zu vermeiden: 

- Rodungs-/ Freistellungsarbeiten bzw. umfassender Rückschnitt an angren-

zenden Bäumen dürfen nur im gem. BNatSchG vorgegebenen Zeitraum zwi-

schen 01. Oktober und 28. Februar vorgenommen werden.  

- Gebäude sind vor Abriss auf das Vorhandensein von Fledermäusen bzw. Ge-

bäudebrütern zu kontrollieren 
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- Örtliche Erhebungen zu Höhlenbäumen, zu Brutvögeln, Reptilien, Tag-/Nacht-

faltern und Fledermäusen werden empfohlen 

 

Durch das geplante Vorhaben werden keine Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 

1 BNatSchG einschlägig, wenn die o.a. Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen 

beachtet werden. Ferner sind keine erheblichen Beeinträchtigungen auf den Er-

haltungszustand einer lokalen Population relevanter Arten zu erwarten, wenn die 

gesetzlich vorgegebenen Rodungszeiten eingehalten werden. 

Ausnahmegenehmigungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG sind nach derzeitigem 

Kenntnisstand nicht erforderlich. 

Quellen- 
verzeichnis  BEZZEL, E. (1993): Kompendium der Vögel Mitteleuropas, Passeres-Singvögel 

BOS, J.; BUCHHEIT, M.; AUSTGEN, M.; MARKUS AUSTGEN; ELLE, O. (2005): Atlas der Brutvö-
gel des Saarlandes. Ornithologischer Beobachterring Saar (Hrsg.), Atlantenreihe Bd. 3 

BÜCHNER, S. & JUSKAITIS, R. (2010): Die Haselmaus 

DELATTINIA - ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR TIER- UND PFLANZENGEOGRAPHISCHE HEI-
MATFORSCHUNG IM SAARLAND E.V.: http://www.delattinia.de/... 

Faltblatt Heldbock: www.umwelt.sachsen.de/lfug 

FloraWeb: http://www.floraweb.de/MAP/... 

GeoPortal: Saarland http://geoportal.saarland.de/portal/de/... 

HERRMANN, M. (1990): Säugetiere im Saarland; Verbreitung, Gefährdung, Schutz 

Hirschkaefer-Steckbrief der AGNU Haan e.V.: http://www.agnu-haan.de/hirschkaefer/ 

insekten box: http://www.insektenbox.de/kaefer/heldbo.htm 

MINISTERIUM FÜR UMWELT DES SAARLANDES UND DELATTINIA: „Rote Listen gefährdeter 
Pflanzen und Tiere des Saarlandes“, Atlantenreihe Band 4, Saarbrücken 2008 

Ministerium für Umwelt, Energie und Verkehr (Hrsg.), Daten zum Arten- und Biotopschutz im Saar-
land (ABSP – Arten-und Biotopschutzprogramm Saarland unter besonderer Berücksichtigung der 
Biotopverbundplanung, Fachgutachten) + Gewässertypenatlas des Saarlandes, Saarbrücken 1999 

Moose Deutschland: http://www.moose-deutschland.de/ (...) 

NABU Landesverband Saarland, Biber AG; Die Verbreitung des Bibers (Castor fiber albicus) im 
Saarland: http://www.nabu-saar.de/... 

SAUER, E. (1993): Die Gefäßpflanzen des Saarlandes (mit Verbreitungskarten), Schriftenreihe 
„Aus Natur und Landschaft im Saarland“, Sonderband 5, MfU Saarland / DELATTINIA e.V. (Hrsg.) 

Steckbrief zur FFH-Art 1079, Copyright LUWG - Stand: 23.11.2010 

TROCKUR, B. et al. 2010, Atlas der Libellen, Fauna und Flora der Großregion, Bd. 1, Hrsg.: Zent-
rum f. Biodokumentation, Landsweiler-Reden 

WERNO, A. (2019): Lepidoptera-Atlas 2018. Verbreitungskarten Schmetterlinge (Lepidoptera) im 
Saarland und Randgebieten. 

 

7.4 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen (Umweltprü-

fung) 

7.4.1 Bestandsaufnahme und Bewertung sowie Maßnahmen zum Ausgleich 

 Eine Beschreibung und Bewertung des Bestandes und der umweltrelevanten 

Maßnahmen erfolgt im Rahmen des Umweltberichtes zu den Schutzgütern 

 - Mensch 

 - Flora, Fauna  

 - Landschaft 

 - Boden 
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 - Wasser 

 - Klima, Luft 

 - Kulturgüter / Sachgüter 

 sowie zu den Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern. 

Eine Ergänzung erfolgt im Zuge des weiteren Verfahrens. 

 

7.5 Zusammenfassung 

7.5.1 Darstellung der Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

Im Rahmen der weiteren Planung werden im weiteren Verfahren diesbezüglich 

Aussagen ergänzt. 

 

7.5.2 Monitoring (Maßnahmen zur Überwachung) 

  Es erfolgt eine Ergänzung im weiteren Verfahren. 

7.5.3 Nichttechnische Zusammenfassung  

Im Rahmen der weiteren Planung werden im weiteren Verfahren Aussagen er-

gänzt. 
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